Wien, Donnerstag, den 7. April 1887. XX. Jahrgang. Nr. 14. 


Oeſterreichiſche 


Zeitſchrift a, Verwaltung. 


Bon Dr. Carl Ritter von Jaeger. 


Erſcheint jeden Donnerstag. — Redaction und Adminiſtration: Manz'ſche k. k. Hof⸗Verlags⸗ und Univerſitäts⸗Buchhandlung in Wien, I., Kohlmarkt 7. 


Prünumerationspreis: Für Wien mit Zuſendung in das Haus und für die öſterr. Kronländer ſammt Poſtzuſendung jährlich 4 fl., halbjährig 2 fl., 
vierteljährig 1 fl. Für das Ausland jährlich 8 Mark. 
“Als werthvolle Beilage werden dem Blatte die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes in Buchform bogenweiſe je nach Erſcheinen beigegeben und beträgt 
das Jahres⸗Abonnement mit dieſem Supplement 6 fl. — 12 Mark. Bei gefälligen Beſtellungen, welche wir uns der Einfachheit halber per Poſtanweiſung erbitten, 
erſuchen wir um genaue Angabe, ob die Zeitſchriſt mit oder ohne die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes gewünſcht wird, . 


Inſerate werden billigſt berechnet. — Beilagengebühr nach vorheriger Vereinbarung. — Reclamationen, wenn unverſiegelt, ſind portofrei, können jedoch nur 14 Tage nach Erſcheinen der jeweiligen 
Nummer Berückſichtigung finden. 


Dieſe Anſchauung ſcheint in dem Wortlaute des § 18 der Gewerbe⸗ 
ordnung (letztes Alinea) begründet zu ſein. Es heißt dort: „Gegen zwei 
gleichlautende Entſcheidungen iſt, inſoſerne es ſich um die Ertheilung 
oder Verweigerung einer Conceſſion für eine der im $ 16 ange⸗ 
führten Berechtigungen handelt, eine weitere Berufung nur der Gemeinde 
geſtattet.“ 

Dagegen heißt es im vorletzten Abſatze des $ 18 ausdrücklich: 
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| 
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Das Recursrecht der Gemeinden gegen Entſcheidungen der Ge. 
werbebehörden betreffend die Ertheilung oder Verweigerung 
einer Conceſſion zum Betriebe des Gaſt⸗ und Schankgewerbes. 
Von Dr. Andreas Graf Schaffgotſch in Laibach. 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Gegen den Ausſpruch der Behörde, daß ſie die 5 einer ln 
berechtigung nicht zu verfügen finde (8 57 Gew. O.), ſteht der betreffenden f f 5 x 3 
Gewerbsgenoſſenſchaft kein Recursrecht zu. — Frage des Einſchreitens von „Wird ungeachtet der , Einwendung der Gemeinde die angeſuchte Con⸗ 
Amtswegen der Oberbehörde nach Al. 2 des 8 146 Gew O in dem Falle, n ertheilt, ſo ſteht der Gemeinde —— binnen 
wenn die Unterbehörde nach der permiſſiven Beſtimmung des 8 57 Gew. O. 14 Tagen nach Verſtändigung der Recurs an die höhere Behörde mit 
eine Gewerbseinſtellung nicht zu verfügen fand. aufſchiebender Wirkung offen.“ 


e 88 Hält man ſich alſo genau an den Wortlaut des letzten Abſatzes 
Sele a e des § 18 und räumt der Gemeinde auch im Falle einer Verweigerung 


der Conceſſion ein Recursrecht ein, ſo iſt man zu der Annahme gezwungen, 
daß ein Wechſel in der Perſon des Recursberechtigten im Falle einer 
Conceſſionsverweigerung gegen das Votum der Gemeinde ſtattfindet. 

Denn gegen die verweigernde Entſcheidung der Gewerbebehörde 
erſter Inſtanz hat nur die Partei (der Conceſſionswerber) das Recurs⸗ 
recht, weil im vorletzten Abſatze des § 18 ein Recurs der Gemeinde 
gegen die Conceſſionsverweigerung — es ſei denn, daß die Gemeinde 
ſelbſt als Conceſſionswerberin auftritt — nicht vorgeſehen iſt, gegen die 
verweigernde Entſcheidung der Gewerbebehörde zweiter Inſtanz hat 
dagegen nach dem Wortlaute des letzten Abſatzes des § 18 die Partei 
kein Recursrecht mehr, ſondern hier muß die Gemeinde an die Stelle 
der Partei treten. 

Man gelangt auf dieſe Weiſe zu einer jedenfalls befremdenden 
Anomalie. Warum ein ſolcher Wechſel in dem Subjecte des Berufungs- 
rechtes? 

Warum wird bei der Conceſſionsverweigerung trotz des befür⸗ 
wortenden Antrages der Gemeinde nicht der Partei ſelbſt noch der 
Miniſterialrecurs offen gelaſſen? Warum iſt die Gemeinde zum Recurſe 
gegen die Entſcheidung der ersten Inſtanz nicht berechtigt, ſondern erſt 
gegen die beſtätigende Entſcheidung der zweiten Juſtanz? 

Wie verträgt ſich die Aumahme eines Berufungsrechtes der Gemeinde 
zu Gunſten des Consceſſiomstwerbers überhaupt mit der ausgeſprochenen 
Tendenz der Gewerbegeſetzuovelle vom 15. März 1883, das Ueber⸗ 
handnehmen der Gaſt⸗ und Schankgewerbe möglichſt einzudämmen? 

Es dürfte ſchwer fallen, auf dieſe Fragen eine befriedigende 
Antwort zu finden und die odige Annahme mit den Motiven des Geſetzes 
in Einklang zu bringen. Wenn man ſich in dem ziemlich dürftigen und 
oberflächlichen Motivenberichte des Gewerbeausſchuſſes des Abgeordneten⸗ 
hauſes zur Gewerbegeſetznovelle (3. 580 der Beilagen zu den ſtenogra⸗ 
phiſchen Protokollen des Abgeordnetenhauſes, IX. Seſſton) umſieht, fo ver⸗ 
mißt man eine eingehende Behandlung der neuen Beſtimmungen über 

8 die Gaſt⸗ und Schankgewerbe gänzlich. das Recursrecht der Gemeinde 
des J Jab 18 s beser Beifgrift migeibetin Fall a A; des Standortes iſt gar nicht beſonders hervorgehoben. ſondern nur im 

**) Seither find wiederholt analoge Miniſterial⸗Entſcheidungen erfloffen. | Allgemeinen von der Nothwendigkeit einſchränkender Normen die Rede. 


Erledigungen. 


Das Reecursrecht der Gemeinden gegen Entſcheidungen der 
Gewerbebehörden betreffend die Ertheilung oder Verweigerung 
einer Conceſſion zum Betriebe des Gaſt⸗ und Schankgewerbes.“) 


Von Dr. Andreas Graf Schaffgotſch in Laibach. 


Die Bezirkshauptmannſchaft G. gab dem Geſuche des Joh. P. 
in A. um die Conceſſion zum Betriebe des Schankgewerbes (des Aus⸗ 
ſchankes von gebrannten geiſtigen Getränken) keine Folge, obgleich ſich 
die Gemeinde A. für die Conceſſionsertheilung ausgeſprochen hatte, weil 
nach Anſicht der Bezirkshauptmannſchaft ein Bedürfniß der Bevölkerung 
nicht vorhanden war. 

Dieſe Entſcheidung wurde von der Landesregierung in L. unter 
Abweiſung des von Joh. P. eingereichten Recurſes mit dem Beifügen 
beſtätigt, daß „die weitere Berufung an das Miniſterium des Innern 
nur der Gemeinde binnen 14 Tagen nach § 18, Al. 7 der Gewerbe⸗ 
ordnung offen ſtehe“. 

Das Miniſterium ging in die meritoriſche Behandlung des von 
der Gemeinde rechtzeitig angebrachten Recurſes ein und gab demſelben 
unterm 3. März 1886, Nr. 414, ) „aus den Gründen der ange⸗ 
fochtenen Entſcheidung“ keine Folge. 

Hieraus muß man den Schluß ziehen, daß das Miniſterium die 
Anſchauung der Landesregierung theilt, daß nämlich der Gemeinde des 
Standortes nicht nur gegen zwei gleichlautende Entſcheidungen, mit 
welchen die Conceſſion dem Antrage der Gemeinde entgegen verlieben, 
ſondern auch gegen zwei gleichlautende Entſcheidungen, mit welchen die 
Conceſſion dem Antrage der Gemeinde entgegen verweigert wurde, ein 
Berufungsrecht zuſtehe. 


u 


Ju der Specialdebatte zu § 17 der Ausſchußvorlage ($ 18 des „Gegen zwei gleichlautende Eutſcheidungen betreffend die Ver⸗ 
Geſetzes) wurde vom Abgeordneten Fürnkranz der Antrag geſtellt, der] weigerung einer Conceſſion für eine der im § 16 angeführten Berech⸗ 
Gemeinde des Standortes ein definitives Einſpruchsrecht gegen eine tigungen ſteht eine weitere Berufung nicht mehr offen.“ 
Concefſionsverleihung einzuräumen und die Al. 5, „ und 7 der „Dagegen kann die Gemeinde auch gegen zwei gleichlautende 
Vorlage ($ 18, Al. 5, 6 und 7 des Geſetzes) zu ſtreichen. Der Entſcheidungen betreffend die Verleihung einer ſolchen Conceſſion inner⸗ 
Regierungsvertreter machte gegen dieſen Antrag geltend, daß in dem halb der oben (Al 6) angegebenen Friſt den weiteren Recurs ergreifen.“ 
Berufungsrechte der Gemeinde im Falle einer Coneeſſionsverleihung Die Interpretation einer Geſetzesſtelle blos mit Rückſicht auf den 
gegen das Votum der Gemeinde eine genügende Cautel enthalten ſei] Wortlaut und ohne Beachtung der allgemeinen Tendenz des Geſetzes 
und das Entſcheidungsrecht hinſichtlich der Verleihung eines Gewerbes, führt nur zu leicht zu Conſequenzen, die in ihrer praktiſchen Anwendung 
das einen öffentlichen Charakter an ſich trage, der Behörde gewahrt mit den thatſächlichen Verhältniſſen, denen das Geſetz Rechnung tragen 
bleiben müſſe. will, durchaus nicht harmoniren. Wie ſchon bemerkt wurde, ſoll das in 

Der Antrag des Abgeordneten Fürnkranz wurde auch nicht hin⸗ der Gewerbegeſetznovelle zur Geltung gelangte Recursrecht der Gemeinde 
reichend unterſtützt und die Ausſchußvorlage unverändert zum Beſchluſſe gegen gewerbebehördliche Eutſcheidungen gerade einer allzu ausgedehnten 
erhoben. Es wurde aber im Verlaufe der Debatte von keiner Seite die Verleihung von Gaſt⸗ und Schankgewerbeconceſſionen begegnen und derſelbe 
Eventualität in's Auge gefaßt, daß der Gemeinde auch im Falle einer Gedanke liegt anderſeits der Beſchränkung des Recursrechtes der Partei 
Conceſſionsverweigerung gegen ihren Antrag ein Einſpruchsrecht zu Grunde. 
einzuräumen ſei, und etwa von dieſem Standpunkte aus gegen die Hiemit iſt die Annahme eines Berufungsrechtes der Gemeinde 
beantragte Eliminirung der Al. 6 und 7 der Ausſchußvorlage eine zu Gunsten des Conceſſionswerbers wohl kaum vereinbar. 
Einwendung erhoben. An ein ſolches Einſpruchsrecht hat offenbar Factiſch hält auch die conſtante Judicatur einiger Gewerbebehörden zweiter 
Niemand gedacht. Inſtanz an dem Grundſatze feſt, daß bei gleichlautenden Entſcheidungen 

In der Praxis dürfte wohl auch die Anſicht vorwiegen, daß das betreffend die Verweigerung einer derartigen Conceſſiou eine weitere 
Einſpruchsrecht der Gemeinde auf den Fall einer Conceſſionsverleihung Berufung weder der Partei, noch auch der Gemeinde zuſtehe, und wird 
gegen ihren Antrag beſchränkt ſei. So wird z. B. in dem Commentar in den bezüglichen Entſcheidungen über Parteirecurſe der Zuſatz auf⸗ 
zur öſterreichiſchen Gewerbeordnung von Poſſelt⸗Seltſam die Beſtimmung genommen: „Gegen dieſe Entſcheidung iſt eine weitere Berufung durch 
des § 18, Al. 7 dahin ausgelegt, daß der Gemeinde ein Recursrecht § 18, Al. 7 der Gewerbeordnung ausgeſchloſſen.“ 
gegen gleichlautende Entſcheidungen der erſten und zweiten Inſtanz Wenn alſo in der Praxis eine verſchiedene Auslegung des § 18, 
zuſteht, wenn gegen den Autrag der Gemeinde einem Dritten die Con⸗ Al. 7 der Gewerbeordnung beſteht und es im Intereſſe einer ein⸗ 
ceſſion. verliehen oder wenn der Gemeinde ſelbſt als Con ceſſions- heitlichen Geſetzesanwendung liegt, eine ſolche immerhin principielle Ver⸗ 
werberin die Conceſſion verweigert wird. ſchiedenheit zu beſeitigen, ſo iſt die Frage, welcher Interpretation der 

Hierauf ſcheint auch der Circularerlaß des Miniſteriums des Vorzug gebühre, nicht mehr von blos akademiſcher Bedeutung, ſondern 
Innern vom 6. Jänner 1884, Z. 15.644 ex 1883, hinzudeuten. | auch aus adminiſtrativen Rückſichten einiger Aufmerkſamkeit werth. 

Nach Anführung der 88 18 und 20 der Gewerbeordnung heißt es in 

dem citirten Erlaſſe, das Geſetz betrachte, inſoferne es ſich um = 

Verleihung bezw. Verweigerung der Conceſſion für ein Gaſt⸗ und Schank⸗ 8 N ; 

gewerbe handle (ſowie in Angelegenheit der Uebertragung eines Re Mittheilungen aus der Praxis. 


Gewerbes), die Gemeinde theils bedingt, theils unbedingt als 8 54 N ' 
Partei und es feien daher die Gemeinden in jenen Fällen, in welchen une a ne 1 4 
| { 29. 


ihnen das Recursrecht eingeräumt iſt, von den Entſcheidungen der ſteht der betreffenden Gewerbsgeno ; * 5 
Gewerbebehörden ſpeciell und ausdrücklich zu verſtändigen u. ſ. w. 3 des Eee von Um e der Oberbehörde mich 
Unbedingt als Partei kann die Gemeinde wohl nur dann betrachtet] Al. 2 des $ 146 Gew. O. in dem Falle, wenn die Unterbehörde 
werden, wenn ſie ſelbſt als Conceſſionswerberin auftritt, während fie | nach der permiſſiven Beſtimmung des $ 5 Gew. O. eine Ge: 
bei der Einſprache gegen eine Conceſſionsverleihung nur bedingt, nur werbseinſtellung nicht zu verfügen fand. 
gewiſſermaßen als Partei, eigentlich als Wahrerin der öffentlichen Der Schuh⸗ und Kleiderhändler Moriz S. hat im April 1885 
Intereſſen anzuſehen iſt. auf Grund zweier Zeugniſſe, welche auf eine dreijährige Lehrzeit, bezie⸗ 
Wenn man aber § 18, Al. 7 der Gewerbeordnung fo auffaßt, hungsweiſe eine dreijährige Arbeitszeit lauten, beim Stadtgemeinde⸗ 
daß der Gemeinde im Falle der Conceſſionsverweigerung ein Recursrecht vorſtande in T. das Schueidergewerbe angemeldet. 
auch dann zukommt, wenn nicht die Gemeinde ſelbſt, ſondern ein Dritter Dieſe Anmeldung wurde genehmigend zur Kenntniß genommen 
um die Conceſſion angeſucht hat, fo kaun hier die Gemeinde weder und der bezügliche Gewerbeſchein ausgefertigt. Bald darauf brachte die 
unbedingt, noch bedingt als Partei gelten; man müßte vielmehr ſagen, Schneidergenoſſenſchaft in T. gegen die Zulaſſung des Moriz S. zum 
daß fie als Anwalt einer Partei auftritt, wobei es aber immer uner⸗ Antritte des Schneidergewerbes eine Beſchwerde ein, in welcher behauptet 
erklärlich bleibt, inwieferne die Gemeinde als ſolche die legitimatio ad wurde, die vom Genannten beigebrachten Zeugniſſe enthielten unrichtige 
causam beſitzt. Angaben und S., welcher ſeine Befähigung nicht nachzuweiſen vermöge, 
Uebrigens iſt man durch den Wortlaut des § 18, Al. 7 der habe die Behörde nur irregeführt; die Genoſſenſchaft bat gleichzeitig um 


U 
Gewerbeordnung anch keineswegs zu dieſer Annahme genöthigt. Es mag Veranlaſſung der nöthigen Erhebungen. 


dahingeſtellt bleiben, ob der Zuſatz „oder Verweigerung“ jenen Fall Die Stadtgemeindevorſtehung in T. erklärte unterm 10. Juni 
betrifft, in welchem die Gemeinde ſelbſt als Conceſſionswerberin auftritt, 1886, Z. 6945, auf Grund des Reſultates der gepflogenen Erhebungen 
wie er in dem Seltſam⸗Poſſelt'ſchen Commentar interpretirt wird. ſich nicht veranlaßt zu ſehen, dem Moriz S. den Fortbetrieb des 
Der Zuſatz „oder Verweigerung“ iſt im Contexte der angeführten Schneidergewerbes zu unterſagen, und ließ der Genoſſenſchaft gegen dieſen 
Geſetzesſtelle auch dann nicht zu entbehren, wenn das Geſetz der Gemeinde Beſcheid den binnen ſechs Wochen zu ergreifenden Recurs offen. 
weder zu Gunſten eines Dritten, noch zu ihren eigenen Gunſten ein Die Statthalterei hat mit der Eutſcheidung vom 10. October 
Recursrecht gegen zwei gleichlautende Entſcheidungen betreffend eine 1886, 3. 11.899, über den Recurs der Genoſſenſchaſt unter Aufhebung 
Conceſſionsverweigerung einräumen will. In dem Satze: „Gegen zwei des angefochtenen Erkenntniſſes dem Moriz ©. auf Grund des § 57 
gleichlautende Entſcheidungen iſſſtu eine weitere Berufung Gewerbegeſetznovelle den Fortbetrieb des Kleidermachergewerbes unterſagt 
nur der Gemeinde geſtattet“ liegt der Nachdruck auf der Beſchränkung und die Einziehung des demſelben ausgeſtellten bezüglichen Gewerbe⸗ 
„nur der Gemeinde“, welche den Fall eines weiteren Recurſes der ſcheines verfügt, weil das von der Gemeindevorſtehung in K. unter dem 
Partei bei Verweigerung einer Conceſſion ausſchließt. § 18, Al. 7 der 2. März 1885 lediglich auf Grund der Angaben der Schneidermeiſter 
Gewerbeordnung umfaßt eben beide möglichen Fälle der Berufung, Wenzel M. und Karl L. ausgeſtellte Zeugniß über die Verwendung des 
ſowohl ſeitens der Gemeinde gegen Verleihung, als ſeitens der Partei | Moriz S. als Schneidergeſelle als unwahr erwieſen wurde, indem die 
gegen Verweigerung einer Conceſſion. Mit anderen Worten: der § 18, beiden genannten Zeugen laut des bei der Bezirkshauptmannſchaft in R. 
Al. 7 beſagt in einem Satze dasſelbe, was vielleicht deutlicher in zwei am 19. Juni 1885 aufgenommenen Protokolles daſelbſt erklärten, daß 
getrennten Abſätzen hätte ausgedrückt werden können, z. B.: ſie ſich nur darauf erinnern, daß S. bei dem Schneider Wenzel M. 


durch einige Zeit in Verwendung ſtand, daß fie aber keineswegs zu 


bekräftigen vermögen, daß S. durch mindeſtens zwei Jahre als Schneider⸗ 
geſelle beſchäftigt wurde. Es erſcheine daher der nach der Miniſterial⸗ 
verordnung vom 17. September 1883, R. G. Bl. Nr. 149, erforder⸗ 
liche Nachweis einer mindeſtens zweijährigen Gehilfenzeit nicht erbracht. 

In dem von Moriz S. gegen dieſe Statthalterei⸗Entſcheidung ein⸗ 
gebrachten Miniſterialrecurſe wurde unter Anderem darauf hingewieſen, 
daß er es, ſtreng genommen, gar nicht nothwendig gehabt hätte, um die 
Berechtigung zur Schneiderei einzuſchreiten, da er bereits im Jahre 
1878 nicht nur den Kleiderhandel, ſondern auch das Schneidergewerbe 
angemeldet habe. Nur aus einem Verſehen der Steuerbehörde ſei nur der 
Kleiderhandel und nicht auch das Schneidergewerbe in das Gewerberegiſter 
eingetragen und dementſprechend auch der Gewerbeſchein ausgefertigt wor⸗ 
den; dagegen laute im Erwerbſteuerſchein die Beſchäftigung auf: „Kleider⸗ 
handel (Schneider)“; er habe auch ſeit dem Jahre 1878 thatſächlich 
nicht nur den Kleiderhandel, ſondern auch die Schneiderei ausgeübt; 
nur um ſich vor den Angriffen der Genoſſenſchaft, welche mit Rückſicht 
auf den Wortlaut des Gewerbeſcheines ſeine Thätigkeit als Schneider 
beanſtändete, zu ſchützen, habe er ſich herbeigelaſſen, das Schneidergewerbe 
neuerdings beſonders anzumelden. 

In Folge Requiſition der Oberbehörde legte die Stadtgemeinde⸗ 
vorſtehung in T. die Gewerbsanmeldung des Moriz S. aus dem 
Jahre 1878 vor. Dieſe Anmeldung und ebenſo der Erwerbſteuerſchein 
lauten thatſächlich auf: „Kleiderhandel (Schneider)“. Der Stadtgemeinde⸗ 
vorſtand berichtete, der Umſtand, daß Moriz S. im Gewerbeprotokolle 


und auf dem Gewerbeſcheine nur als Kleiderhändler und nicht auch als 


Schneider verzeichnet erſcheint, ſei dadurch zu erklären, daß zu jener 


Zeit jeder Kleiderhändler als eo ipso zum Kleidermachen berechtigt 


angeſehen wurde. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat über dieſen Recurs am 
17. Jänner 1887 zur Zahl 22.682 nachfolgend entſchieden: „Das 
Miniſterium des Innern findet dem Recurſe des Moriz S. Folge zu 
geben und die angefochtene Eutſcheidung der k. k. Statthalterei vom 
10. October 1886, Z. 11.899, zu beheben, weil der Genoſſenſchaft 
ein Recursrecht gegen das Erkenntniß der Stadtgemeindevorſtehung in 
T. vom 10. Juni 1886, Z. 6945, im Sinne der Gewerbeordnung 
nicht zuſtand, daher für die k. k. Statthalterei kein Anlaß zu einer 
inſtanzmäßigen Entſcheidung vorhanden war. 

Aber auch zu einem Vorgehen von Amtswegen im Sinne des 
§ 146 der Gewerbegeſetznovelle war kein genügender Anhaltspunkt 
gegeben; denn abgeſehen davon, daß die Anwendung des § 57 Gewerbe⸗ 
geſetznovelle dem freien Ermeſſen der Behörde überlaſſen iſt, und es 
ſomit der Oberbehörde nicht zuſteht, in einem Falle, wo die Unter⸗ 
behörde keinen Anlaß gefunden hatte, nach der citirten Vorſchrift vor⸗ 
zugehen, ihrerſeits im Sinne dieſer ſelben Vorſchrift die Gewerbs⸗ 
einſtellung zu verfügen, haben die rückſichtlich der von Moriz S. produ⸗ 
cirten Zeugniſſe nachträglich veranlaßten Erhebungen den Mangel der 
geſetzlichen Befähigung des Genannten zur Ausübung des Schneider⸗ 
gewerbes nicht zweifellos zu Tage gefördert und kann auch nicht überſehen 
werden, daß Moriz S. bereits im Jahre 1878 den Kleiderhandel mit 
der Schneiderei angemeldet und factiſch ſeither betrieben hat.“ —r. 


Titeratur. 


Handbuch des Kirchenrechtes. Von Dr. theol. et jur. Rudolph 
Ritter von Scherer. Graz. Ulrich Moſer'ſche Buchhandlung. Erſter Halbband 
1885. 2. Halbband 1886. f 

Es iſt eine unläugbare Thatſache, daß das katholiſche Kirchenrecht in 
Oeſterreich nicht jene rege wiſſenſchaftliche Bearbeitung findet, wie in dem benach⸗ 
barten Deutſchland. Die Urſache davon dürfte nicht allein in der herrſchenden 
Zeitſtrömung, ſondern vielmehr in der Stagnation zu ſuchen ſein, welche ſeit dem 
Beſtande des joſephiniſchen Syſtems das Leben der katholiſchen Kirche in Oeſter⸗ 
reich ergriffen hat. So kommt es, daß wichtige und einſchneidende Fragen ihres 
Rechtes bei uns noch der geſetzlichen Regelung harren und daß die Intereſſen 
der kirchlichen Inſtitute und Corporationen vielſach nur eine mangelhafte Ver⸗ 
tretung finden. Als ein erfreuliches Zeichen muß daher das Werk betrachtet 
werden, welches vor nicht langer Zeit aus berufenen öſterreichiſchen Kreiſen 
erſchienen iſt und wovon nunmehr der erſte Band vollſtändig vorliegt. Es iſt 
das Handbuch des Kirchenrechtes von dem Profeſſor des Kirchenrechtes in Graz 
Dr. Rudolph Ritter von Scherer. 
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Die beſondere Würdigung, welche öſterreichiſche Verhältniſſe in dieſem Buche 
gefunden haben und die ſtete Bezugnahme auf dieſe Verhältniſſe verleiht dem⸗ 
ſelben auch für den praktiſchen Juriſten beſonderen Werth. Die Syſteme und 
Handbücher des Kirchenrechtes, welche in Deutſchland erſcheinen, leiden häufig 
| an dem Uebelſtande, daß fie das katholiſche Kirchenrecht vom proteſtantiſchen 
Standpunkte beurtheilen. Die Darſtellung wird dadurch nicht nur parteiiſch, 


| ſondern, was noch viel ſchlimmer ift, oft unrichtig und oberflächlich. Der Ver⸗ 
faſſer hat es verſtanden, ſowohl bei der Behandlung des Verhältniſſes von Staat 


und Kirche im Allgemeinen, als bei der Erörterung der Beziehungen im Einzelnen, 


wie ſie ſich bei Betrachtung der einzelnen Rechtsverhältniſſe ergibt, einen voll⸗ 


e ſachlichen Standpunkt zu gewinnen und Einſeitigkeit nach jeder Rich⸗ 


tung zu vermeiden. 


Von der Wahrheit ausgehend, daß „die eminent realpolitiſche Frage über 
das Verhältniß von Staat und Kirche im Einzelnen immer auf die Regelung, 
des Verhältniſſes der Einen katholiſchen Kirche nicht zu allen, ſondern zu einem 
beſtimmten Staatsweſen geht“, unternimmt er es, zu zeigen, wie dieſe Regelung 
in den einzelnen ſtaatlichen Organismen, in denen die Kirche ſeit ihrer Stiftung 
gelebt hat, ſich hiſtoriſch vollzog. Er zeigt uns, wie ſchon im chriſtlich gewordenen 
Römerreich des vierten Jahrhunderts ſich innerhalb der Kirche Stimmen erhoben 
gegen die Einmiſchung der Kaiſer in die inneren Angelegenheiten der Kirche und den 
früheren Zuſtand innerer Freiheit und äußerer Verfolgung herbeiwünſchten. Wir 
ſehen aus ſeiner Darſtellung, daß dem Mittelalter „ein Grenzſtreit zwiſchen 

| Stant und Kirche jo wenig erſpart war, daß vielmehr kein Land ift, in welchem 
nicht in großen wie in kleinen Kämpfen kirchliche und weltliche Gewalten fich 
N wiederholt gemeſſen hätten“. „Selten endete der einzelne Streit mit einem ent⸗ 
ſchiedenen Siege, in der Regel veranlaßte das Bedürfniß nach endlicher Ruhe 
den Abſchluß eines Concordates, eines Vergleichs.“ 

ö Das mit dem Beginne der Neuzeit in Folge des Erſtarkens der Staats 
gewalt ſich immer mehr und mehr entwickelnde Syſtem der Bevormundung der 
Kirche, welches der Verfaſſer unter der Bezeichnung „Kirchenhoheit des Polizei⸗ 
ſtaates“ zuſammenfaßt, hat eine eingehende Würdigung erfahren. Die Theorien 
welche dieſes Syſtem zeitigte, ſind, obwohl die Wiſſenſchaft des Kirchenrechtes ſie 
bereits fallen ließ, dennoch nicht begraben; ſie friſten vielmehr ihr Leben in der 
ſtaatsrechtlichen Literatur der Gegenwart weiter und treffend bemerkt unſer 
Autor (Seite 44, Note 10), daß die Darſtellung der Lehrbücher des Kirchen⸗ 
rechtes des vorigen Jahrhunderts in auffallender Weiſe der ſeitens der ſtaats⸗ 
rechtlichen Fachſchriftſteller Deutſchlands bis nun mit ſeltener Einſtimmigkeit 
beliebten Analyſe der ſtaatlichen Kirchenhoheit gleicht. 

Eine ziemlich umfaſſende, mit werthvollem ſtatiſtiſchen Materiale verſehene 
Darſtellung iſt den kirchenpolitiſchen Zuſtänden der Gegenwart, beziehungsweiſe des 
19. Jahrhunderts gewidmet. Die großen Veränderungen, welche die europäiſchen 
Staaten erfahren haben, die gänzliche Verſchiebung der Beſitzverhältniſſe, welche 
ſich in ihrem Innern vollzogen hat und zum Theile noch vollzieht, ſowie das 
Emporkommen neuer feindlicher Mächte haben die katholiſche Kirche tief berührt. 
Wir ſehen, wie die Kirche in dem Kampfe, den offene und geheime Gegner gegen 
ſie ſühren, in vielen Staaten ihren Beſitz und die Möglichkeit zur freien Ent⸗ 
faltung ihres Corporationslebens verloren hat. In dieſem Kampfe, in dem die 
Gegner in der periodiſchen Preſſe ſich ein mächtiges Werkzeug zur Herrſchaft über 
die Geiſter geſchaffen haben, iſt vielfach ſchon das Loſungswort zu ihrer gänzlichen 
Vernichtung ausgegeben. Allerdings macht ſich in jüngſter Zeit eine Gegenſtrömung 
bemerkbar. Die Erkenntniß gewinnt an Boden, daß das Chriſtenthum (und deſſen 
hiſtoriſch bedeutſamſte Lebensform: die katholiſche Kirche) ſo mächtig mit unſerer 
europäiſchen Civiliſation verwachſen iſt, daß der Kampf gegen dasſelbe keinen 
Fortſchritt, ſondern einen Rückſchritt auf culturellem Gebiete bedeutet. Zu einer 
Auseinanderſetzung jedoch, welche beiden Theilen ihr Recht gibt, iſt es bis jetzt 
nicht gekommen und es dürfte keine zu weit gehende Behauptung ſein, daß der 
moderne europäiſche Staat, wie er ſich aus den Factoren dieſes Jahrhunderts 
herausgeſtaltet hat, ſolange einer gedeihlichen Entwicklung ſeiner inneren Ver⸗ 
hältniſſe entbehren wird, als er zu einer feſten Grundlage dieſes Verhältniſſes 
nicht gelangt iſt. 

Es kann nicht Zweck dieſer Anzeige ſein, die intereſſanten Ausführungen 
des Verfaſſers über dieſen Gegenſtand hier im Einzelnen darzuſtellen. Wir 
müſſen uns daher beſchränken, auf das Werk ſelbſt zu verweiſen. 

Was die übrigen Partien des Buches, ſoweit es jetzt vorliegt, betrifft, ſo 
ſei zunächſt erwähnt, daß die Geſchichte der Quellen eine die neueſten Forſchungen 
berückſichtigende Darſtellung gefunden hat. Der zweite Halbband handelt von dem 
kirchlichen Verfaſſungsrechte. Durch die der Beſprechung jedes einzelnen Rechts⸗ 
inſtitutes beigeſügte Ueberſicht der ſtaatlichen Geſetzgebung über dasſelbe iſt der 
Rechtsſtoff bis in die neueſte Zeit fortgeführt und zugleich die Darſtellung der 
kirchenpolitiſchen Zuſtände der Gegenwart im Einzelnen gegeben. 


* 


Den zweiten Band, welcher das kirchliche Verwaltungsrecht (Ehe⸗, Benefical- 
und Vermögensrecht) enthalten wird und das Werk zum Abſchluſſe zu bringen 
beſtimmt iſt, hat der Verfaſſer für das Jahr 1887 in Ausficht geftellt. 

Dr. J. V. 


Geſetze und Verordnungen. 


1886. I. Semefter. 


Centralblatt für Eiſenbahnen und Dampfſchifffahrt der öſter⸗ 
reichiſch⸗ungariſchen Monarchie. 

Nr. 51. Ausgeg. am 4. Mai. — Abdruck von Nr. 59 R. G. Bl. — 
Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Localbahn von 
Freiheit über Marſchendorf nach Dunkelthal. 12. April. Z. 10.258. — Be⸗ 
willigung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Localbahn von Klein⸗ 
Schwadowitz nach Königinhof nebſt Abzweigung von Rettendorf bis Ketzelsdorf, 
eventuell von Rettendorf nach Gradlitz und Kukus. 12. April. Z. 10.469. — 
Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für Localbahnen: a) von 
Zeltweg nach Wolfsberg und b) von Unterdrauburg nach Cilli. 13. April. 
3. 5739. — Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Local⸗ 
bahn von Drohobycz nach Truskawice. 15. April. Z. 8651. — Erlaß der k. k. 
Generalinſpeetion der öſterreichiſchen Eiſenbahnen vom 20. April 1886, Z. 4863, 
an sämmtliche Bahnverwaltungen, betreffend die Anzeigen über die Vollendung 
von baulichen Anlagen. 

Nr. 52. Ausgeg. am 6. Mai. — Conceſſion zum Baue und Betriebe 
einer normalſpurigen Schleppbahn von der currenten Strecke der Staatseiſenbahn 
Stryj⸗Beskid zum gräflich Kinsky'ſchen Sägewerke Demnia wyzna. 27. März. 
3. 9873. — Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Local⸗ 
bahn von Fürftenfeld nach Friedberg mit einer Variante. 21. April. Z. 9239. — 
Friſterſtreckung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Bergbahn mit 
Drahtſeilbetrieb auf die Belvedere⸗Lehne in Prag. 26. März. Z. 9637. — Friſt⸗ 
erſtreckung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Localbahn von Liboch 
nach Dauba und Habſtein. 15. April. Z. 12.788. 

Nr. 53. Ausgeg. am 8. Mai. — Abdruck von Nr. 60 R. G. Bl. — 
Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine normalſpurige 
Locomotiv⸗Eiſenbahn vou Habſtein über Gabel an die Reichsgrenze in der 
Richtung nach Zittau. 25. April. Z. 7627. — Bewilligung zur Vornahme 
techniſcher Vorarbeiten für eine ſchmalſpurige Eiſenbahn von Szombathely 
über Komjat bis zur Landesgrenze nächſt Wolfau. 19. April. Z. 13.261. 
H. M. 8. 14.901. 

Nr. 54. Ausgeg. am 11. Mai. -- 

Nr. 55. Ausgeg. am 13. Mai. 

Nr. 56. Ausgeg. am 15. Mai. — -- — 

Nr. 57. Ausgeg. am 18. Mai. Abdruck von Nr. 73 R. G Bl 
Kundmachung des k. k. Handelsminiſteriums vom 3). April 1886, Z. 15.365, 
betreffend die Erhöhung der Maximalgeſchwindigkeit auf der Linie Neuſiedl⸗ 
Zellerndorf der k. k. priv. Kaiſer Ferdinands⸗Nordbahn. — Erlaß des k k. 
Handelsminiſteriums vom 6. Mai 1886, Z. 14.459, an die Verwaltungen 
ſämmtlicher öſterreichiſcher Eiſenbahnen, betreffend die Controle der Richtigkeit 
der in den Eiſenbahnſtationen zum Verkaufe gelangenden, von Privatunter⸗ 
nehmungen aufgelegten Fahrplanbücher. Conceſſion zum Baue und Betriebe 
einer Schleppbahn von der Südbahnſtation Gratwein zur Papierfabrik der 
Actiengeſellſchaſt Leykam⸗Joſefsthal. 19. April. Z. 10.465. — Bewilligung zur 
Vornahme techniſcher Vorarbeiten für Seilbahnen in Prag. 30. April. Z 8454. — 
Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Dampftramway von 
St. Michele nach Tajo, eventuell Dermullo. 4. Mai. Z. 9473. 

Nr. 58. Ausgeg. am 20. Mai. — Abdruck von Nr. 66 R. G. Bl. — 
Protokollar⸗Uebereinkommen vom 26. April 1884, abgeſchloſſen zwiſchen den 
k. k. Miniſterien des Handels und der Finanzen im Namen der Staatsverwaltung 
einerſeits und dem Verwaltungsrathe der k. k. priv. Dux⸗Bodenbacher Eiſenbahn, 
ſowie dem Verwaltungsrathe der k. k. priv. Prag⸗Duxer Eiſenbahn unter Beitritt 
des zur gemeinſamen Vertretung der Rechte der Beſitzer von Prioritäts⸗Obli⸗ 
gationen I. und II. Emiſſton der Prag⸗Duxer Eiſenbahn gerichtlich beſtellten 
Curators anderſeits. — Definitive Betriebsübernahme der k. k. priv Prag⸗ 
Duper und k. k. priv. Dux⸗Bodenbacher Bahn durch die k. k. Staatsverwaltung. 
Verordnung des Finanzminiſteriums vom 18. Mai 1886, womit für Juni 1886 
das Aufgeld beſtimmt wird, welches bei Verwendung von Silber zur Zahlung 
der Zollgebühren zu entrichten iſt. 

(Fortſetzung folgt.) 
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Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Miniſterpräſidenten Eduard Grafen Taaffe 
das Großkreuz des St. Stephan⸗Ordens taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Finanzminiſter Dr. Julian Ritter von 
Dunajewski das Großkreuz des Leopold⸗Ordens und dem Miniſter für 
Cultus und Unterricht Dr. Paul Gautſch von Frankenthurn den Orden 
der eiſernen Krone erſter Claſſe, jedem taxfrei, verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem bisherigen außerordentlichen Geſandten und 
bevollmächtigten Miniſter des ſouveränen Johanniter⸗Ordens am Allerhöchſten 
Hoflager Guido Grafen Thun⸗Hohenſtein den Orden der eiſernen Krone 
erſter Claſſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Sectionsrathes 
bekleideten Hof⸗ und Miniſterialſecretär Dr. Guſtav Ritter von Ohms zum 
Sectionsrathe ernannt, ferner dem Sectionsrathe Franz Ritter von Matſcheko 
den Titel und Charakter eines Hof⸗ und Miniſterialrathes und dem Hof⸗ und 
Miniſterialſecretär Eugen Freiherrn von Haan den Titel und Eharakter eines 
Sectionsrathes, beiden taxfrei, verliehen 

Seine Majeſtät haben dem Oberfinanzrathe und Finanz⸗Bezirksdirector in 
Iglau Johann Frieb anläßlich deſſen Penſionirung die Allerhöchſte Zufriedenheit 
ausdrücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben den Oberrechnungsrath Johann Lichtwagner 
zum Rechnungsdirector bei der Statthalterei in Linz ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Honorarconſul Dr. Rudolph Wachsmuth in 
Leipzig den Titel eines Generalconſuls ad personam verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Bezirks⸗Poſtcommiſſären Stephan Pawlieki 
und Karl Querfeld in Wien das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben den penſionirten Finanzwach⸗Obercommiſſären 
Franz Fiedler und Eduard Hübner das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrevidenten im Finanzminiſterium 
Eduard Rumfeld anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines 
Rechnungsrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den bisherigen Gerenten des Honorar⸗Viceconſulates 
in Bona (Algerien) Johann Baptiſt Terigi zum unbeſoldeten Viceconſul 
daſelbſt ernannt. 


Erledigungen. 

Officialsſtelle in der zehnten, eventuell eine Aſſiſtentenſtelle in der eilften 
Rangsclaſſe bei den Verzehrungsſteuer⸗Linienämtern Wiens, bis Ende April. 
(Amtsbl. Nr. 71.) 

Zwei Bezirksarztesſtellen in Welſch⸗Tirol in der zehnten Rangsclaſſe, 
bis 12. April. (Amtsbl. Nr 72.) 

Förſtersſtelle in der zehnten Rangsclaſſe, eventuell Forſtaſſiſtentenſtelle 
in der eilften Rangsclaſſe und Forſtelevenſtelle mit 500 fl. jährlichem Adjutum 
bei der k. k. Forſt⸗ und Domänendirection in Innsbruck, bis Mitte April. 
(Amtsbl. Nr. 72.) 

Oberbuchhaltersſtelle bei der Buchhaltung der k. k. Reichshaupt⸗ und 
Reſidenzſtadt Wien mit 3500 fl. und 30percentigem Quartiergelde, bis Ende 
April. (Amtsbl. Nr. 72.) 

Conceptsadjunctenſtelle mit 700 fl. Gehalt und 240 fl Acetivitätszulage 
beim mähriſchen Landesausſchuſſe, bis 20. April. (Amtsbl. Nr. 74.) 


Auszug aus dem Verlags- Catalog 2 


der 


MANZ’schen k. k. Hof- Verlags- und Universitäts- 
Buchhandlung in Wien, I., Kohlmarkt 7. 


b) Separat-Ausgabe der österreichischen Gesetze. 
19. Landesgesetze, Die, des Erzherzogthums Oesterreich unter der 


Enns. Systematisch zusammengestellt und mit alphabetischem und 
chronologischem Register versehen. kl. 8. 1883 (XVII, 681 S.) 2 fl. 
in Leinwand gebunden 2 fl. 50 kr. 


20. Bauordnung, Die neue, für Niederösterreich. (Textausgabe.) Gesetz 
vom 17. Jänner 1883, L. G. Bl. Nr. 36. Mit einem alphabetischen 
Register. kl. 8. 1885. (VI, 48 S.) 20 kr. 
Landesordnung, Die, und Landtagswahlordnung; die Gemeindeordnung 
und Gemeindewahlordnung für das Erzherzogthum Oesterreich unter der 


Enns nebst dem Gemeindestatute der k. k. Reichshaupt- und Residenzstadt 


Wien. Dritte Auflage. 1884. (IV, 136 S.) 50 kr. 
22. Dienstbotenordnung, Die, für das Erzherzogthum Oesterreich unter 
der Enns (ausser Wien). kl. 8. 1884. (20 S.) 10 kr. 


Gesetze, Die, vom 16. März 1884 über die Anfechtung von Recht» - 
handlungen. welche das Vermögen eines zahlungsunfähigen Schuldners 
betreffen, und über die Abänderung einiger Bestimmungen der Concurs- 
ordnung und des Executionsverfahrens. kl. 8. 1884. (IV, 23 S.) 20 kr. 
Gesetz vom 8. März 1885 betreffend die Abänderung und Ergänzung 
der Gewerbeordnung. VI. Hauptstück: Gewerbliches Hilfspersonale. 
Zweites Ergänzungsheft zur Gewerbeordnung. kl. 8. 1885. (28 S.) 20 kr. 
— — . nn — — 

Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 43 der Erkenntniſſe 1886. 


23. 
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Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 
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